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Neuregelungen im Handwerksrecht

Mit dem dritten Gesetz zur Änderung der Handwerksordnung (HwO) und anderer handwerklicher Vorschriften vom 24. Dezember 2003 (BGBl. I, S. 2934) sind Neure-gelungen zur Handwerksordnung zum 1. Januar 2004 in Kraft getreten.

Die Änderungen beziehen sich auf folgende Bereiche:

· Zulassungspflichtige Handwerke 

· Neustrukturierung der Anlage B zur HwO 

· Streichung des Inhaberprinzips 

· Industriemeister 

· Öffnungsklausel für Gesellen 

· Bestimmungen zur Unerheblichkeitsgrenze für den Nebenbetrieb 

· Definition des Hilfsbetriebes 

· Kleinunternehmen ("Minderhandwerker") § 1 Abs. 2 Satz 2 HwO 

· Zulassungspflichtige Handwerke:

Die zulassungspflichtigen Handwerke finden sich in der Anlage A zur HwO . Diese ist von 94 enthaltenen Handwerken auf 41 verkürzt worden. Der selbständige Betrieb eines zulassungspflichtigen Handwerkes als stehendes Gewerbe ist nur den in der Handwerksrolle eingetragenen natürlichen und juristischen Personen und Personengesellschaften gestattet. Das heißt, diese 41 zulassungspflichtigen Hand-werke dürfen auch weiterhin nur mit Meisterbrief ausgeübt werden.

Die Anlage B ist neu strukturiert und geteilt worden. Sie enthält einmal diejenigen Handwerke der Anlage A, die den Meisterbrief nicht mehr zwingend als Voraus-setzung für die Selbständigkeit erfordern. Sie werden als zulassungsfreie Handwerke bezeichnet. Um ein zulassungsfreies Handwerk handelt es sich bei ei-nem Gewerbe, das handwerksmäßig betrieben wird (Abgrenzung zur industriellen Fertigung) und in der Anlage B Abschnitt 1 zur HwO aufgeführt ist. Die Ausübung führt zur Pflichtmitgliedschaft bei der Handwerkskammer und dort zur Eintragung in das Verzeichnis der zulassungsfreien Handwerke im Sinne des § 18 HwO.

Die bisherigen Gewerbe der Anlage B gehen künftig in Anlage B Abschnitt 2 HwO "Handwerksähnliche Gewerbe" auf. Es handelt sich um Gewerbe, für die kein besonderer Befähigungsnachweis zu ihrer Ausübung erforderlich ist. Auch hier besteht dann die Pflichtmitgliedschaft bei der Handwerkskammer.

Öffnungsklausel für Gesellen

Es ist eine Öffnungsklausel für Gesellen eingeführt worden, wonach künftig eine Ausübungsberechtigung für die noch zulassungspflichtigen Handwerke auch der-jenige erhält, der eine Gesellenprüfung in dem zu betreibenden Handwerk oder eine Abschlussprüfung in einem dem Handwerk entsprechenden Ausbildungsberuf bestanden hat, sofern eine Tätigkeit von insgesamt sechs Jahren in dem ent-sprechenden Handwerksberuf ausgeübt worden ist, davon vier Jahre in leitender Stellung.

Eine leitende Stellung wird angenommen, wenn dem Gesellen eigenverantwortliche Entscheidungsbefugnisse in einem Betrieb oder einem wesentlichen Betriebsteil übertragen worden ist. Der Nachweis hierüber kann durch Arbeitszeugnisse oder Stellenbeschreibungen erbracht werden. Die Ausübungsberechtigung wird auf Antrag des Gewerbetreibenden von der höheren Verwaltungsbehörde nach An-hörung der Handwerkskammer erteilt. Von der Öffnungsklausel ausgenommen sind Schornsteinfeger, Augenoptiker, Hörgeräteakustiker, Orthopädietechniker und Zahn-techniker.

Bestimmungen zur Unerheblichkeitsgrenze für den Nebenbetrieb

Tätigkeiten in einem zulassungspflichtigen Handwerk können im Rahmen eines unerheblichen Nebenbetriebes durchaus ohne Meisterprüfung, Eintragung in die Handwerksrolle und Zugehörigkeit zur Handwerkskammer ausgeübt werden.

Wenn ein in der Schwerpunktätigkeit IHK-zugehöriger Betrieb (zum Beispiel des Handels) auch zulassungspflichtige handwerkliche Tätigkeiten in mehr als unerheb-lichem Umfang ausüben will, liegt ein in der Handwerksrolle einzutragender zulas-sungspflichtiger handwerklicher Nebenbetrieb vor. 

Ein solcher ist zum Beispiel gegeben, wenn ein Kfz-Händler auch Kfz-Reparaturen auch für Dritte ausführen will. Vorraussetzung für einen Nebenbetrieb ist, dass in Verbindung mit einem als Hauptunternehmen übergeordneten anderen Betrieb Wa-ren zum Absatz an Dritte oder Leistungen für Dritte  handwerksmäßig hergestellt oder bewirkt werden und zwar in mehr als unerheblichem  Umfang. 

Der Nebenbetrieb muss mit einem anderen Unternehmen oder einer öffentlichen Einrichtung verbunden sein und gegenüber diesem Unternehmensanteil nur unter-geordnete Bedeutung haben. Als zusätzlich qualifizierendes Merkmal der Verbun-denheit wird weiterhin verlangt, dass Haupt- und Nebenbetrieb in einem wirtschaft-lich-fachlichen Zusammenhang stehen müssen, dass es also eine gewisse innere Notwendigkeit für die organische Zusammengehörigkeit der beiden Betriebsteile gibt. Fehlt dieser Zusammenhang, liegt kein Nebenbetrieb vor, sondern es handelt sich um zwei verschiedene Betriebe (Beispiel: Frisörbetrieb neben Gastwirtschaft).

Die Vorschriften der HwO finden auf die betreffende Tätigkeit im Nebenbetrieb nur dann keine Anwendung, wenn der Leistungsaustausch mit Dritten "in unerheblichem Umfang" ausgeübt wird. Als Maßstab dieser Unerheblichkeit legt § 3 Abs. 2 HwO fest, dass die durchschnittliche Arbeitszeit eines ohne Hilfskräfte Vollzeit arbeitenden Betriebes des betreffenden Handwerkszweiges nicht überschritten werden darf, und zwar während eines Jahres (circa 1664 Stunden/Jahr). Diese Grenze gilt auch für Ein-Mann-Betriebe.

Beachte: Die Begrenzung  durch die Stundenzahl im Rahmen des unerheblichen Nebenbetriebes gilt nur für die zulassungspflichtigen Handwerke. Wird ein zulas-sungsfreies Handwerk oder ein handwerksähnliches Gewerbe der Anlage B der HwO in unerheblichem Umfang neben einem nichthandwerklichen Hauptbetrieb ausgeübt, so ist eine Eintragung in das Verzeichnis der Handwerkskammer nicht erforderlich (Beispiel: Fliesenfachgeschäft mit dem Angebot des Verlegens).

Definition des Hilfsbetriebes

Der Hilfsbetrieb ist ebenfalls mit dem Hauptbetrieb verbunden. Fachliche Beziehun-gen zwischen Haupt- und Hilfsbetrieb sind jedoch kein zwingendes Erfordernis. Wesentlicher Unterschied zum Nebenbetrieb ist, dass der Hilfsbetrieb seine Leistungen regelmäßig nicht für Dritte sondern für das Hauptunternehmen erbringt und dass ein Leistungsaustausch an Dritte nur in den Grenzen des § 3 Abs. 3 Nr. 2 HwO stattfindet. Ein Hilfsbetrieb muss aber der wirtschaftlichen Zweckbestimmung des Hauptbetriebes dienen.

Ein Hilfsbetrieb liegt danach vor, wenn alternativ Leistungen für Dritte erbracht werden, wenn sie zur gebrauchsfertigen Überlassung üblich sind in unentgeltlichen Pflege-, Installations-, Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten bestehen, in entgeltlichen Pflege-, Installations-, Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten an solchen Gegenständen bestehen, die in dem Hauptbetrieb selbst hergestellt worden sind oder für die der Hauptbetrieb als Hersteller im Sinne des Produkthaftungsgeset-zes gilt. 

Dabei muss das Produkt selbst hergestellt worden sein oder das Unternehmen muss als Hersteller im Sinne des Produkthaftungsgesetzes gelten. Hersteller ist nach dem Produkthaftungsgesetz, wer das Endprodukt, einen Grundstoff oder ein Teilprodukt hergestellt hat oder wer sich durch Anbringung seines Namens, seiner Marke oder eines anderen unterscheidungskräftigen Kennzeichens als Hersteller ausgibt. Ferner gilt als Hersteller, wer ein Produkt zum Zwecke des Verkaufs, der Vermietung, des Mietkaufs oder einer anderen Form des Vertriebs mit wirtschaftlichem Zweck im Rahmen seiner geschäftlichen Tätigkeit in den Geltungsbereich des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum einführt oder verbringt.

Neu hinzugefügt worden ist durch die Handwerksnovelle das Wort "installieren" in § 3 Abs. 3 Ziffer 2 b) und c). Hersteller und Importeure können künftig die von ihnen produzierten bzw. von ihnen eingeführten Produkte bei Dritten installieren, ohne dass eine Eintragung in die Handwerksrolle erfolgen bzw. ein Handwerksmeister beschäf-tigt werden muss.

Ein nicht handwerksrollenpflichtiger Hilfsbetrieb liegt nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Beispiel auch vor, wenn ein Gebrauchtwagen-händler auch Kraftfahrzeuge zum Zwecke des Wiederverkaufs repariert, solange der reine Handel mit gebrauchten Fahrzeugen - die nicht repariert wurden - nach den erzielten Umsätzen überwiegt und der reine Handel dem Betrieb das Gepräge gibt.

Wie bei einem unerheblichen Nebenbetrieb ist auch in einem Hilfsbetrieb eine Meisterprüfung nicht erforderlich. Eine Handwerksrolleneintragung erübrigt sich. Anders als im unerheblichen Nebenbetrieb gibt es hier keine quantitative Beschrän-kung nach der Arbeitszeit.

Kleinunternehmen ("Minderhandwerker") § 1 Abs. 2 Satz 2 HwO

Einfache beziehungsweise keine wesentlichen Tätigkeiten nach §1 Abs. 2 Satz 2 HwO sind in Bezug auf zulassungspflichtige Handwerke nach Anlage A der HwO solche, die aus der Position des Ungelernten in bis zu drei Monaten erlernt werden können, zwar eine längere Anlernzeit verlangen, aber aus der Gesamtsicht des zulassungspflichtigen Handwerks nebensächlich sind oder nicht aus einem zulassungspflichtigen Handwerk entstanden sind.

Die Ausübung mehrerer einfacher Tätigkeiten zusammen ist solange zulässig, wie sie nicht insgesamt als wesentlich bezeichnet werden müssen.

Streichung des Inhaberprinzips

Das Inhaberprinzip ist ersatzlos gestrichen worden. Künftig reicht es aus, dass bei zulassungspflichtigen Handwerken - unabhängig von der Rechtsform - ein Meister als Betriebsleiter für die handwerkliche Betriebsführung beschäftigt wird. Bisher war dies der Rechtsform der GmbH vorbehalten. Dieser Betriebsleiter muss die Voraussetzungen für die Eintragung in die Handwerksrolle erfüllen; insbesondere können nun auch erfahrene Gesellen als Betriebsleiter auftreten ("Öffnungsklausel für Gesellen").

Industriemeister

Von der IHK geprüfte Industriemeister haben durch die Gesetzesänderung einen leichteren Zugang zu zulassungspflichtigen Handwerken der Anlage A erhalten. Beruht ihre Prüfung auf einer Bundesverordnung und wird sie von der zuständigen Handwerkskammer als gleichwertig mit der entsprechenden Handwerksmeister-prüfung anerkannt, wird der Antragsteller direkt in die Handwerksrolle eingetragen. In allen anderen Fällen bleibt die Möglichkeit einer Ausnahmebewilligung bestehen, die bei der zuständigen Verwaltungsbehörde zu beantragen ist.

Abgrenzung von einfachen Tätigkeiten und wesentlichen (Kern-)Tätigkeiten bei zulassungspflichtigen Handwerken

Wer gemäß oben genannter Ziffer 1 einfache, in bis zu drei Monaten erlernbare Tätigkeiten aus zulassungspflichtigen Handwerken (Anlage A) ausüben will, kann dies ohne Weiteres tun (Beispiel: Tapezieren mit Rauhfasertapete und Überstreichen mit Binderfarbe). Ob entsprechend einfache Tätigkeiten vorliegen, sollte im Zweifelsfall mit den zuständigen Kammern (IHK und HwK) abgeklärt werden.

Wer weitergehende Tätigkeiten aus zulassungspflichtigen Handwerken ausüben will, kann gemäß oben genannter Ziffer 2 bei der IHK oder HwK prüfen lassen, ob es sich trotz längerer Anlernzeit um Tätigkeiten handelt, die für das Gesamtbild des betref-fenden Handwerks nebensächlich sind. Muss diese Frage verneint werden, ist die Ausübung der dann wesentlichen Tätigkeit eines zulassungspflichtigen Handwerks ohne Betriebsleiter mit Meisterqualifikation nicht möglich.

Gemäß oben genannter Ziffer 3 handelt es sich auch dann nicht um wesentliche Tätigkeiten eines zulassungspflichtigen Handwerks, wenn sie nicht aus einem solchen entstanden sind. Hierbei handelt es sich um Tätigkeiten, die zwar in dem betreffenden zulassungspflichtigen Handwerk auch ausgeübt werden (zum Beispiel der Trockenbau vom Stukkateur oder Tischler), die aber im industriellen Bereich entstanden sind beziehungsweise entwickelt wurden.

Die Zugehörigkeit zu IHK oder HwK von solchen Kleinunternehmen richtet sich nach der beruflichen Vorbildung beziehungsweise Tätigkeit der Personen, die sich selbständig machen. Haben sie die Gesellenprüfung in einem zulassungspflichtigen Handwerk abgelegt, ist die von der Selbstständigkeit erfasste Tätigkeit Bestandteil dieser mit der Gesellenprüfung abgeschlossenen Erstausbildung in einem Handwerk und macht die auf der Gesellenprüfung fußende Tätigkeit den überwiegenden Teil der gewerblichen Tätigkeit aus, dann gehören sie der Handwerkskammer, ansonsten der IHK an. Analoges gilt für entsprechende ausbildungsvorbereitende Maßnahmen, die einer handwerklichen Gesellenprüfung entsprechen. Diese Regelung über die unterschiedliche Kammerzugehörigkeit bei gleicher Tätigkeit im Rahmen eines Minderhandwerkes gilt allerdings erst für Gewerbetreibende, die nach dem 30. Dezember 2003 ihr Gewerbe angemeldet haben.

Da die Definition der einfachen Tätigkeiten nur die zulassungspflichtigen Handwerke (Anlage A) betrifft, ist davon auszugehen, dass jede - also auch eine unwesentliche - Tätigkeit in einem zulassungsfreien Handwerk (Anlage B 1) beziehungsweise auch in einem handwerksähnlichen Gewerbe (Anlage B 2) zur HwK-Zugehörigkeit des betreffenden Gewerbetreibenden führt.

